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SONDERDRUCK
W erkbundkongress
WOHNEN: Beispiele - Modelle - Experimente

„Steine aus Saarbrücken“
Saarbrücker Erklärung für eine neue Wohnungspolitik 

diskutiert auf der 
Jahrestagung des Deutschen Werkbundes 

v. 10. - 14.6.1981

Auszeichnung für besondere wohnungspolitische Initiative 
durch die Werkbundtagung

Die Teilnehmer des abschließenden Plenums des Saarbrücker 
Kongresses haben angeregt, bei dieser und künftigen Veranstal­
tungen des Werkbundes herausragende wohnungspolitische Initiati­
ven auszuzeichnen.

Einmütig wurde der Beschluß gefaßt, die diesjährige Auszeichnung 
an die Hausbesetzerbewegung zu verleihen. *

In diesem Zusammenhang wurde hervorgehoben, daß auf der 
Grundlage der im Grundgesetz der Bundesrepublik verankerten 
Sozialbindung des Eigentums, Hausbesetzungen mit dem Ziel, die 
Zweckentfremdung und die Vernichtung von Wohnraum durch 
Abriß zu verhindern, als legal anzuerkennen sind.

Um dieser Position auch einen praktischen Ausdruck zu verleihen, 
wurde ein bei der Tagung gesammelter Geldbetrag dem Besetzerrat 
von Berlin zur Unterstützung eines inhaftierten Hausbesetzers 
zuerkannt.

Des weiteren wurde eine Darlehensaktion als sofortige Finan­
zierungshilfe zur Rettung eines abrißbedrohten ehemaligen Lehrlings­
heims, des Johannes-Höver-Hauses in Aachen, eröffnet.

Saarbrücken, den 14. Juni 1981

•  Die Wohnungspolitik in der Bundesrepublik ist am Ende. 36 Jahre 
nach dem Krieg ist es ihr nicht gelungen, eine Politik zur Verhin­

derung von Wohnungsnot zu entwickeln. Es ist offensichtlich, daß nur 
eine entschiedene Veränderung der Politik eine Lösung der Wohn- 
probleme erbringen kann. Wohnungsnot herrscht in den Ballungs­
räumen, und dort bei den unteren 50% der Einkommens- und Lohn­
empfänger.

Auf diese soziale Gruppe muß sich eine neue Wohnungspolitik 
beziehen.

Jede Subvention muß dabei dem Prinzip von unten zur Mitte folgen, 
d.h. bei den untersten Einkommensgruppen beginnen und bei den 
mittleren Einkommen enden.

•  70% aller Bürger der Bundesrepublik wohnen zur Miete. Ihre 
Rechte müssen gestärkt und nicht abgebaut werden. Um einen An­

fang zu machen, sollen die genossenschaftlichen, gemeinnützigen und 
städtischen Wohnungsgesellschaften die Entscheidungen über In­
standhaltung und Modernisierung, über Miethöhe und Belegung an 
einen Bewohnerrat abtreten.

•  In  dem  B ew ohnerrat sind V ertreter der Bewohner und der W oh­
nungsgesellschaften vertreten. D ie Bewohner haben dabei die 
M ehrheit der Stimm en.

•  Bei größeren Gesellschaften sollen m ehrere Bewohnerkommitees 
dezentral organisiert werden.

•  Im  privaten M ietw ohnungsbau soll die D uldungspflicht der 
M ieter gegenüber M odernisierungsabsichten des H ausbesitzers

abgeschafft werden. S tattdessen soll eine D uldungspflicht des Ver­
mieters gegenüber M odernisierungsabsichten des M ieters eingeführt 
werden.
•  M ieterm odernisierungen sind rechtlich und finanziell abzusichern.
•  Selbstbestimmtes Wohnen darf nicht allein den Wohnungseigen­

tümern Vorbehalten bleiben. Gerade für die unteren Schichten ist
das W ohnen zur M iete - jedenfalls in den großen S täd ten  - die einzige 
M öglichkeit. Es gilt daher, in diesem Bereich den Bewohnern eigen­
tum sähnliche Rechte zu sichern.
•  U nd M ieter-Selbstverw altungen zu installieren.

Instandhaltungskontrolle

•  W ir können uns keinen Leerstand von W ohnungen leisten (wie 
z.B. 20.000 allein in Berlin).

•  A uch kein Verfallenlassen als W ohnw ert-V erschlechterung und 
vorzeitigen Verschleiß.

•  D ie Instandhaltungskontrolle m uß daher so ausgebildet werden, 
daß  es keinen L eerstand und  Verfall m ehr gibt.

•  Dies gilt für Einzelhausbesitzer ebenso wie für gemeinnützige 
und private U nternehm en.

•  D ie Gem einden brechen unentw egt das Gesetz, indem  sie das Bau­
aufsichtsrecht geradezu system atisch nicht anwenden. Personal­

mangel ist nu r eine faule A usrede zur R echtfertigung dieser K orrup­
tion, die wissentlich oder unwissentlich, aber faktisch der Spekulation 
zuarbeitet.
•  A uch die Prüfungsverbände der Gem einnützigen verstoßen ständig 

gegen Gesetze und Satzungen, weil sie ihre M itglieder nicht au f die 
E inhaltung der Instandhaltung  kontrollieren.

•  In  den letzten Jah ren  wurden immense H aushaltsm ittel eingesetzt 
oder erhöht, um  die Polizei m it m ilitärartigen und  bürgerkriegs­

m äßigen E nträum ungen zum  N utzen von Spekulanten  sowie den Ver­
fassungsschutz zu um fangreicher Bespitzelung und ferner die Justiz 
zu m ißbrauchen. Diese H aushaltsm ittel müssen umgeschichtet wer­
den: zur qualifizierten K ontrolle der Instandhaltungen.
•  E in Gesetz m uß die Rückstellungen aus der M iete für Instand­

haltung  sichern und verbessern.

Stop für Sanierungsspekulation!

•  In  den letzten Jah ren  ist mit dem  A rgum ent, die S tadtflucht auf­
halten zu wollen, eine Sanierungskatastrophe betrieben worden.

Ergebnis: die Bewohner, die au f billige A ltbausubstanz angewiesen



sind, w urden au f im mer engere Flächen zusam m engedrängt. Bei stei­
genden M ieten. Folge: weitere S tadtflucht.
•  Diese spekulationsfördernde A briß- und Sanierungspolitik, die le­

diglich die Spekulation fördert, m uß eingestellt werden.

Stop  für M odernisierungsspekulation!

•  Die steuerliche Begünstigung der neuen M odernisierungs-Speku­
lation  ist ein sozialpolitischer Skandal.

•  D ie Gem einden müssen deshalb dazu übergehen, M odelle einer 
„sanften“ M odernisierung zu betreiben.

•  Sie m uß von der B ewohnerschaft selbst bestim mt werden. Und: 
in Selbsthilfe betrieben werden. H ier können besonders holländi­
sche Beispiele P ate  stehen.

Stärkung der Ö konom ie der M ieter

•  Um M ieterdarlehen ohne G rundbesitz-Sicherung erhalten zu 
können, müssen Landesbürgschaften bzw. G em eindebürgschaften

zur Verfügung gestellt w erden (vgl. N iederlande). Oder: die S tädte
müssen ihre Sparkassen dazu veranlassen.
•  Solange es B auspar-D arlehen gibt (w ir fordern ihre Abschaffung), 

müssen sie auch für M ieter zur Verfügung stehen.

Soziale N utzung von Sozialinstrum enten

W ir stehen vor der absurden S ituation , daß eine Reihe von Instru ­
m enten sozialer W ohnungspolitik geschaffen wurden, die jedoch für 
die W ohnungsreform  so gut wie überhaupt nicht genutzt werden:
•  G emeinnützige W ohnungsunternehm en (die bisher z.B. A rbeiter­

siedlungen den M aklern zur Spekulation  überließen, sta tt trotz 
günstiger Preise selbst zuzufassen),

•  das Städtebauförderungs-G esetz (das z.B. noch nie zur Enteignung 
von Boden zu sozialem Ziel benutzt wurde),

•  das Bundesbau-G esetz (das z.B. noch nie als V orkaufsrecht für 
bedrohte Sozialstruktur genutzt wurde).

•  W ir fordern daher: mit den Instrum enten der W ohnungspolitik 
(G em einnützigen Gesellschaften, Genossenschaften) wieder Sozial­

politik zu m achen und die vorhandenen gesetzlichen Rechte sozial 
auszuschöpfen.

W ohnungsbauforderung durch kom m unale Baufonds

•  D as bestehende Förderungssystem  verteilt jährlich  20 M rd. DM  
völlig unsozial. Es begünstigt die Eigentum sbildung und die Besser-

Gewährenlassen und Förderungen für eigene Lebensräume

•  Die M enschen haben das R echt, ihren eigenen Lebensraum  zu 
gestalten, au f ihre Weise zu leben. Jugendliche in Berlin-Kreuz-

berg: „Dieses H aus ist sicher und stabil - es wird getragen von M örtel
und Solidaritä t.“
•  Selbsthilfe m uß erm öglicht werden.
•  Sie eröffnet Lernchancen im mensen Ausmaßes.
•  W ir alle und der S taa t müssen lernen, dies zu akzeptieren und ge­

nauso zu fördern wie andersw o gefördert wird - aber mit M aß­
stäben, die aus der Sache selbst stamm en.

Selbsthilfe und Eigenarbeit

•  Instandsetzung, M odernisierung und N eubau durch sich selbst­
organisierende Betroffene kann sich au f Selbsthilfe und Eigen­

arbeit stützen. D am it werden bislang ungenützte Ressourcen ak ti­
viert.
•  H ier bietet sich zugleich ein weites Feld für nützliche und hum ane 

Beschäftigung von arbeitslosen und durch die gegenwärtige Politik  
von A rbeitslosigkeit bedrohten Baufachleuten.

•  Im  R ahm en sozialpädagogischer M aßnahm en können Ausbil- 
dungs- und Beschäftigungsm öglichkeiten in einer „gesellschaft­

lichen E rnstsituation“ für arbeitslose Jugendliche geschaffen 
werden.

Sozialisierung von Boden und Altbauten  
(Rotterdam er M odell)

•  Die Gem einden sind durchaus noch in der Lage - nach R o tte r­
dam er V orbild - Boden und A ltbauten in großem  Umfang aufzu­

kaufen, wenn sie planerisch rigoros restriktiv ausweisen und dadurch 
Spekulation verhindern und anschließend zum Ertragsw ert erwerben. 
D ann  läßt sich nämlich der A ufkauf aus der M iete finanzieren.
•  D ie Gem einden müssen ih r V orkaufsrecht nach Bundesbaugesetz 

auch real nutzen - und zw ar in großem  Umfang. M ithilfe ihrer 
G emeinnützigen.

•  F ür den K auf von Boden und A ltbauten  H ypotheken aufzuneh­
men, bedeutet nicht Verschuldung, sondern die Schaffung sozialen

Vermögens der Gemeinde. Es ist absurd, die Gemeinde von dem  abzu­
halten, was jedes U nternehm en für selbstverständlich hält (dem  Grafen 
L am bsdorff ins Ohr!).
•  W ir lassen uns das M ärchen von S tad trä ten  nicht länger bieten, 

die städtischen H aushalte hätten  kein Geld. Die S tädte sollen
gefälligst ihre gemeinnützigen Gesellschaften dafür einsetzen. Es ist 
ein Skandal, wenn diese prestigeorientierte E igentum sprojekte finan­
zieren, sta tt A rbeitersiedlungen zu übernehm en (wie z.B. in Gelsen­
kirchen). O der Gewinne in enorm em  U m fang bequem  in Pfandbriefen 
und W ertpapieren anlegen.
•  Gemeinnützige Gesellschaften sowie Sparkassen und Banken der 

öffentlichen H and sind überhaupt nicht gezwungen, Gewinne zu
machen und schon gar nicht in jedem  Bereich. Sie müssen und können 
kostendecken und dam it sozial in der W ohnungsfm anzierung arbeiten.
•  Die S tädte müssen eine bodenpreissenkende B odenvorrats-Poli- 

tik betreiben.
•  K om m unaler Boden d a rf grundsätzlich nur unter Sicherung 

eines langfristigen V orkaufsrechts mit Preisbindung (Ü bernah­
mepreis plus G eldentw ertung abzüglich Verschleißkosten etc.) ver­
äußert werden.



verdienenden. Die größte W ohnungsnot herrscht aber im G eschoß­
w ohnungsbau und bedrängt besonders die unteren Einkom m ens­
klassen.
•  W ir fordern  eine grundlegende Ä nderung der Förderungspraxis.
•  Die derzeit 14 M illiarden D M  für die E igentum sförderung müssen 

gezielt in den B rennpunkten der W ohnungsnot eingesetzt werden.
•  U nabdingbar ist die A bkoppelung des Geschoßw ohnungsbaus vom 

K apitalm arkt und der Zinspolitik der Bundesbank (2 /3  der M iete 
sind in den ersten Jah ren  Zinskosten).

•  D ezentral kom m unale Baufonds müssen errichtet werden, die die 
Finanzierung übernehm en.

•  Die Förderungsm ittel für Eigentum  sollen in die kom m unalen 
Baufonds um gelenkt werden, die zweckgebunden für W ohnungen 
verwendet werden.

•  Neben der unsozialen Begünstigung der Reichen durch die Tb- 
Regelung und das „B auherrenm odell“ m uß die G runderw erbs-

steuerbefreiung, die G rundsteuer-Erleichterung für Eigenheime und 
die B ausparvergünstigung ausgesetzt werden.
•  Zusätzliche M ittel für die Baufonds können aktiviert werden 

durch eine B aulandsteuer (= G rundsteuer C),
•  Bodenwertzuw achssteuer
•  und durch eine Zw angsabgabe der H ypothekenbanken au f der 

G rundlage von § 104 II W ohnungsbaugesetz.

Foto: Auslöser / Serwe

•  D er Effekt: Bereits ohne dringend nötige Eingriffe ins Bodenrecht 
und in die Bodenpreis-Entwicklung, in B aukosten und D IN -S tan-

dards und ohne den Einbezug von M ieterselbsthilfe können dadurch 
jährlich  100.000 G eschoßwohnungen dort gefördert werden, wo sie 
am  dringendsten benötigt werden. D as wäre das D reifache der jetzigen 
Menge.
•  D a die oberen Einkom m ensklassen die H auptnutznießer der 

Steuererleichterung sind, sind keine nennensw erten E inbrüche in
der E igentum sproduktion zu erw arten. D enn ihre B auentscheidung ist 
im wesentlichen nicht durch Steuergeschenke bestim mt. Meist herr­
schen M itnahm eeffekte vor.

Bauträger und M ieterdem okratie

•  Die kom m unalen Baufonds sollen nur solche Träger fördern, die 
garantieren, daß bedarfs- und nutzergerecht gebaut wird. Es muß

sichergestellt sein, daß die N utzer bei der P lanung und der B audurch­
führung durch Selbsthilfe beteiligt werden.
•  Die Bewirtschaftung der H äuser hat in Bewohner-Selbstverwal- 

tung zu geschehen. D er verwaltete M ieter m uß zum  verw altenden
Bewohner werden. - Die Bewohner erhalten ein dauerhaftes W ohn­
recht, aber kein spekulatives V eräußerungsrecht über „ihre“ Häuser.
•  F ü r die W ohnungen ist ein mietähnliches Entgelt an den Baufond 

zu zahlen.
•  W ohnstandards müssen ebenso berücksichtigt werden wie sozial­

politische M om ente.
•  Ein R ichtw ert von 15% des Einkom m ens wird als oberste Grenze 

angesehen.

Dezentrale W ohnungspolitik

•  Eine neue W ohnungspolitik m uß dezentral, kom m unal und dem o­
kratisch organisiert sein. Die W ohnungspolitik hat nichts au f der

Ebene von Bund und L ändern verloren. Ih r O rt und dam it auch der 
O rt aller Entscheidungen und der Verfügung über die finanziellen 
M ittel ist die Gemeinde. N ur in der Gemeinde ist die Kenntnis über 
die konkreten Problem e vorhanden, nur dort können konkrete L ösun­
gen gefunden werden. D em okratische K ontrolle und Initiative sind in 
der W ohnungspolitik in den Gem einden direkter zu verwirklichen 
als au f der von Bund und Ländern.
•  Auch innerhalb der Gemeinden m uß die W ohnungspolitik dezen­

tral organisiert sein. Projekte durch, für und im überschaubaren
Q uartier versprechen dem okratische und problem orientierte Lö­
sungen.
•  D as bedeutet auch eine D ezentralisierung der S tad tp lanung  und 

städtischen Verwaltung und eine Verlagerung von Entscheidungs­
befugnissen au f die Quartiersebene.

•  F ü r jedes Q uartier sind Projektgruppen zu gründen, in denen die 
Q uartiersbew ohner und die S tadtverw altung vertreten sind.

•  Die Bewohner haben dabei die M ehrheit der Stim m en in den 
Projektgruppen.

Planen, erhalten und bauen im Quartier

•  Alle M aßnahm en zur E rhaltung und zum N eubau müssen von den 
Bewohnern im begrenzten S tad tquartier geplant und in ihrer 
D urchführung kontrolliert werden.

•  In jedem  Q uartier müssen Projektgruppen planen und kon tro l­
lieren.

•  Die Bewohner müssen in ihnen die M ehrheit haben. Diese D em o­
kratisierung hat in R otterdam  beste Erfolge.

•  Die Bewohner-M itbestim m ung darf nicht au f ein Delegierten- 
Prinzip reduziert werden, in dem  eine M inderheit von Geschäfts­

leuten und H ausbesitzern die M ehrheit erhält, sondern m uß m ieter­
orientiert sein. Ausgezeichnete konstruktive Erfahrungen wurden 
dam it in R otterdam  gemacht.

Sozialarchitekt

•  Die Bewohner müssen das selbstverständliche Recht erhalten, 
sich selbst einen P laner bzw. A rchitekten zu wählen, der aus dem

Planungsvorhaben bezahlt wird (vgl. N iederlande und Eisenheim / 
Oberhausen).
•  D er A rchitekt m uß von den Bewohnern eingesetzt werden und 

darf nur ihnen verantw ortlich sein.
•  V erbreiten wir in A usbildung und Praxis den Typ des sozialen 

„R eparatur-A rch itek ten“! Seine Intelligenz besteht nicht länger in
einer abgehobenen und verselbständigten D ekorationstätigkeit für 
M onum ente des Zynism us, sondern in sozialer Einsicht, praktischen 
Fertigkeiten und sozialer Fantasie.

Neubau

•  W ohnungsneubau darf nicht m ehr „auf der grünen Wiese“ weitab 
von bestehender Infrastruk tu r stattfinden.

•  Kein A briß für Neubau.
•  Baulückenschließung.



•  Die geradezu geineinschädliche Begünstigung des freistehenden 
Einfamilienhauses durch entsprechende Bebauungspläne muß auf­

hören. Es kann nicht angehen, daß diese für die Allgemeinheit sehr 
teure Bauform auch noch staatlich subventioniert wird.
•  Die Gemeinden müssen stattdessen dazu übergehen, flachgeschos- 

sigen verdichteten Wohnungsbau in bereits erschlossenen Gebieten 
zu fördern.

Ökologie

•  Wohnungspolitik ist an ökologischen Gesichtspunkten auszu­
richten.

•  Statt gewachsener Strukturen und Lebenszusammenhänge zu zer­
stören und extensiv Einzelhausbebauung im städtischen Umland 
und damit Landschaftszersiedelung zu befördern,

•  muß bestehender Wohnraum in Altbaugebieten mit seinem viel­
fältigen Umfeld erhalten werden,

•  müssen bestehende Wohngebiete ergänzt, erneuert und innerhalb 
gewisser Grenzen verdichtet werden,

•  müssen Infrastruktureinrichtungen als Voraussetzung für Wohnen 
wieder an die Wohnstandorte gebracht werden.

•  Damit schonen wir unsere Umwelt,
•  erhalten uns große zusammenhängende Erholungsgebiete und 

Freiflächen für alle,
•  verhindern wir erzwungenen, zeitaufwendigen, umweltbelastenden 

und energiefressenden Verkehr
•  und erhalten und schaffen Lebensqualität im Stadtteil.

Gebrauchswerte von Wohnung und Freiraum

•  36 Jahre nach dem Krieg kann es nicht mehr darum gehen, ledig­
lich ein Dach über dem Kopf zu schaffen. Eine Wohnungspolitik,

die über den Quantitäten der Wohnungsversorgung die Qualitäten 
(d.h. unterschiedliche Lebensweisen und differenzierte Gebrauchs­
werte) vergißt, ausklammert oder bagatellisiert, ist unsozial und ent­
würdigt die Bewohner zu kleinen grauen Mäusen.
•  Die Chancen, unser Leben mit historisch entstandenen Gebrauchs­

werden zu entwickeln, müssen genutzt werden: durch. Altbau- 
Erhaltung.

•  Neubauten müssen mehr Wohnwerte erhalten.
•  Mehr Wohnwerte müssen den Neubau in der Regel nicht ver­

teuern. Das heißt: Wohnwerte können auch preiswert sein.
•  Die Bewohner müssen auch als Mieter sich selbst in und um die 

Wohnung mehr Wohnwerte schaffen dürfen.
•  Über die Gebrauchswerte (Grundrisse, Wohnstandards, Freiraum) 

können nur die Bewohner selbst bestimmen, nicht die Wohnungs­
unternehmen.

•  Die Wohnungsplanung muß von der einseitigen Konzentration auf 
die in die Leere der Luft gehängte Wohnung wieder zum Zusam­

menhang von „Haus“ und „H of“ bzw. Wohnstraße zurückkehren. Die 
schlechten Qualitäten „moderner“ Mietwohnungen liegen nicht in er­
ster Linie in ihrem schlechten Zuschnitt, sondern in ihrer mangelnden 
mangelnden Verknüpfung mit dem Quartier.
•  Nicht nur die Gebrauchswerte im Innern der Wohnung, sondern 

ebenso die Gebrauchswerte im Freiraum, vor allem in halböffent­
lichen und öffentlichen Bereich sind konsequent zu entwickeln. Und: 
als durchgreifende städtische Struktur.
•  Die bespielbare Umwelt erspart das Kinderghetto, das sich Kinder­

spielplatz nennt.
•  Erst durch Freiräume mit kommunikativen Qualitäten (Klein- 

maßstäblichkeit, Vielfältigkeit, Mitwirkung der Bewohner, Verfü­
gungsmöglichkeiten, auch zur Veränderung) können die Bewohner aus 
der Unterdrückung durch Isolierung (Atomisierung) befreit werden 
und ihre sozialen Bedürfnisse erfüllen.
•  Es müssen neue Formen des gemeinsamen Wohnens gefördert 

werden. Die Beschränkung auf das Familienheim führt zum wei­
teren Anwachsen des Wohnflächenbedarfs und fördert die soziale 
Isolierung.

Neue Formen des Wohnens

•  Um neue Formen des Wohnens zu finanzieren, soll ein Teil der 
Subventionsgelder in einen Fond eingehen, durch den sie unter­
stützt werden.

•  In einem Subventionswettbewerb sollen durch einen Beirat freien 
Antragstellern Gelder nach Entscheidung des Beirates zur Ver­
fügung gestellt werden.

•  Die Antragsteller brauchen keine Fachleute sein.
•  Der Beirat wird für Anträge fachliche Unterstützung organisie­

ren.

Verbindung von Arbeiten und Wohnen - 
Aufbau von Sozialnetzen

•  Auf lokale Finanzfonds gestützte, selbstverwaltete Wohnraum­
versorgung bietet Anknüpfungsmöglichkeiten für die vernetzte

Lösung vielfältiger sozialer, ökonomischer und kultureller Auf­
gaben.

•  Selbsthilfe-Netzwerke können Beiträge leisten z.B. zur benutzer­
orientierten energetischen Sanierung von Gebäuden (Reduzierung 
der 'zweiten Miete’);

•  zur lokalen Energieversorgung (z.B. durch auf das Quartier ausge­
richtete Blockheizwerke);

•  zum Aufbau quartierorientierter Sozial- und Gesundheitsdienste,
•  für selbstverwaltete Kultur- und Bildungseinrichtungen,
•  zur räumlichen und personellen Verbindung von Arbeiten in 

Klein- und Mittelbetrieben, der Versorgung mit Dienstleistungen,
von Wohnen und formellem und informellem sozialem und kultu­
rellem Leben.
•  Auf diese Weise kann in unseren Wohnquartieren wieder ein viel­

fältiges urbanes Leben entstehen, das diesen Namen zu Recht führt.

Instandbesetzen

•  Instandbesetzer erfüllen die außerordentlich wichtige Funktion 
sozialer Herausforderung. Sie machen Unrecht, Mißstände und

Asozialität von oben deutlich. Daher gehören sie ausgezeichnet und 
nicht kriminalisiert.
•  Instandbesetzer sind zumindest die Katalysatoren für Enthül- 

lungs- und soziale Veränderungsprozesse. Zu Recht finden sie 
eine Mehrheit von Sympathie in der Bevölkerung.

•  Wir erinnern daran, daß auch unsere Demokratie und viele uns 
heute selbstverständliche soziale Regeln und Gesetze sich histo­

risch oft nur durch den gezielten und kalkulierten Rechtsbruch 
entwickeln konnte.
•  Gegenrechnung: Wir erinnern daran, daß umgekehrt ein erschrek- 

kendes Defizit an Untersuchung sowie zivil- und strafrechtlicher
Verfolgung bei einer Fülle von Betrügereien größten Ausmaßes be­
steht: Beamten-Bestechung, Verfallenlassens von ganzen Stadtbe­
reichen („Leerstandssünden“) und Korruption von Planern und Sanie- 
rungsträgefn.
•  Eine blinde Justiz ist ebenso sanierungsbedürftig wie viele Stadt­

bereiche.
•  Wir erinnern auch an das immense Vollzugsdefizit von sozial­

orientierten Gesetzen, die in der Praxis der Bevölkerung vorent­
halten werden. Dadurch werden Gesetze zum Alibi und zur Show de­
gradiert. Verfall des Rechtsbewußtseins auf oberer Ebene!
•  Wer selbst aus verschiedenen Gründen keine Häuser besetzen kann, 

soll seine Töchter und Söhne dazu anstiften und Instandbesetzer
mit einem Teil seines Einkommens genauso wie seine Kinder unter­
stützen.
•  Instandbesetzungen sind soziale Abenteuerspielplätze. Auf ihnen 

kann unsere Jugend alle Fähigkeiten nachlernen, die ihr in den 
Städten einer gestrandeten Wohnungspolitik vorenthalten wurden.

•  Wir sehen in dieser Jugend eine Hoffnung.
•  Angesichts der Asozialität der Spekulation ist es absurd, Speku­

lanten mit Tränen und Moralbeschwörungen in Schutz zu nehmen
und blind sein für die konstruktive Wiedraufbautätigkeit unserer 
Jugend.
•  Ein Staat, der sich auf eine soziale Zukunft einstellt, müßte seiner 

Jugend in jeder Stadt Objekte zum Instandbesetzen zur Verfügung 
stellen.

Fazit

•  Dieses Land gehört uns allen. Wir lassen es uns nicht kaputt­
machen durch eine Wohnungsnot, die nicht gottgewollt ist, sondern

an der eine kleine radikale Minderheit von grundgesetzzerstörenden 
Spekulanten-Chaoten sich reich macht - mit Hilfe von abhängigen 
Politikern und Bürokraten.
•  Der reformatorische Theologe Thomas Müntzer (1525): „Die Her­

ren machen es selbst, daß ihnen der arme Mann Feind wird“.
•  Setzen wir gegen die Macht der Borniertheit unsere Macht einer 

allumfassenden schöpferischen Produktivität!
•  Nutzen und entwickeln wir die Möglichkeiten, die neuen Res­

sourcen sozialer Kreativität!
•  Morgen kann die Wohnungsnot Euch selbst treffen. Übermorgen: 

Eure Kinder.
•  Wir appellieren an die Solidarität von allen, die selbst keine 

Wohnungsnot leiden. Solidarisiert Euch nicht mit Spekulanten!
Konflikte sind kein Übel, sondern ein bewegendes Moment. Kämpfen 
wir in allen Ebenen!
•  Wenn wir einen erheblichen Teil unserer Einkommen bzw. Steuern 

in teuerste Kriegswaffen stecken, zur Finanzierung der Konjunk­
tur nordamerikanischer Rüstungsindustrie, dann wird die Wohnungs­
not weiter wachsen und das soziale Netz noch weiter reißen.
•  Wir beobachten den Zynismus, in welcher Schnelligkeit 800 Mill. 

DM für eine Panzerproduktion nachgeschossen werden, dann noch 
mal 600 Mill. DM für Rüstung!

•  Die Finanzierung sogenannter Nachrüstung steht uns erst noch 
bevor: mitten in der Wohnungsnot - trotz angeblich leerer Kassen 
des Staates. Rüstung verhindern heißt Wohnungsnot lindern.
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